ſchloſſen fein muß, beſtimmt der Senat. 
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85 Verordnung 


über die Einführung eines Arbeits buches. 
Vom 1. Juni 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 74, 76, 78 und 79 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des dieſes Geſetz verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
(1) Um die zweckentſprechende Verteilung der Arbeitskräfte in der Danziger Wirtſchaft zu gewähr⸗ 
leiſten, wird vom 1. Juli 1938 an ein Arbeitsbuch eingeführt. 
(2) Durch den Beſitz eines Arbeitsbuches wird die Verpflichtung zur Einholung der Arbeits⸗ 
genehmigung auf Grund des Arbeitsvermittlungsgeſetzes nicht berührt. - 


8 2 
(1) Das Arbeitsbuch erhalten Arbeiter und Angeſtellte einſchl. der Lehrlinge und Volontäre. 
Dies gilt nicht: ; 

1. für die Beſchäftigung von Arbeitern und Angeſtellten, die ihren Wohnort im Ausland 
haben; Danziger Mitglieder der Schiffsmannſchaften von Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt 
erhalten das Arbeitsbuch jedoch auch dann, wenn ſie ihren Wohnort im, Ausland haben 
oder dauernd auf dem Fahrzeug wohnen. i 

2. für eine Beſchäftigung als Mitglied der Beſatzung eines Seefahrzeugs oder für eine andere 
in das Seefahrtsbuch einzutragende Tätigkeit. ; 

3. für die Beſchäftigung volksſchulpflichtiger Kinder. 

Der Senat kann weitere Ausnahmen, insbeſondere bei Heimarbeitern und gelegentlichen, kurzfriſti⸗ 


gen Dienſtleiſtungen zulaſſen. 


(2) Im Zweifelsfalle entſcheidet der Leiter des Landesarbeitsamts darüber, ob für eine be⸗ 


ſtimmte Beſchäftigung der Beſitz des Arbeitsbuches vorgeſchrieben iſt. Die Entſcheidung iſt für die 


Gerichte bindend. 83 
Die Reihenfolge der Einführung des, Arbeitsbuches, die Berufsgruppen, für die das Arbeitsbuch 
bei der Einführung jeweils auszuſtellen iſt, ſowie der Zeitpunkt, bis zu dem die Aufitellung: abge- 


, 8 d ; í nr 
Arbeiter und Angeſtellte, für die nach § 2 dieſer Verordnung Arbeitsbücher auszustellen find, 

dürfen von dem Zeitpunkt an, den der Senat beſtimmt, nur beſchäftigt werden, wenn ſie im Beſitze 

eines ordnungsmäßig ausgeſtellten Arbeitsbuches ſind. Z f j PR 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 15. 6. 1988.) 
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§ 5 : 
. (1) Die Arbeitsbücher werden von dem Landesarbeitsamt ausgeſtellt. 
(2) Für das Arbeitsbuch iſt das vom Senat vorgeſchriebene Muſter zu verwenden. 
(3) Anderen Stellen iſt die Ausſtellung von Arbeitsbüchern oder ähnlichen Ausweiſen, von denen 
die Einſtellung als Arbeiter oder Angeſtellter oder eine Bevorzugung bei der Einſtellung abhängig 
gemacht werden ſoll, unterſagt, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Vorſchriften Ausnahmen zulaſſen. 


86 

(1) Arbeiter und Angeſtellte, die im Beſitz eines Arbeitsbuches ſein müſſen, haben die Ausſtel⸗ 
lung bei der Dienſtſtelle des Landesarbeitsamtes zu beantragen, in deſſen Bezirk ſie polizeilich gemeldet 
ſind. Sie ſind auf Anordnung des Senats verpflichtet, die Ausſtellung zu einem beſtimmten Zeitpunkt 
zu beantragen. 

(2) Für den Antrag iſt das vom Senat vorgeſchriebene Formblatt zu verwenden. 

(3) Mit dem Antrag iſt eine Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde über die Staatsangehörig⸗ 
keit und darüber beizubringen, daß der Antragſteller polizeilich gemeldet iſt. Die Beſcheinigung der Po⸗ 
lizeibehörde iſt koſten⸗ und ſtempelfrei. 

n (4) Bei der Einführung des Arbeitsbuches kann der Senat das Antragsverfahren abweichend 
regeln; er kann auch den Betriebsführer verpflichten, ihm die ordnungsgemäß ausgeſtellten Anträge feiner 
Gefolgſchaftsmitglieder zu einem beſtimmten Zeitpunkt einzureichen. 


8 7 
(1) Der Antragſteller hat die von ihm verlangten Angaben über ſeine Perſon und ſein Be⸗ 
rufsleben richtig und vollſtändig zu machen. Das Landesarbeitsamt kann das perſönliche Erſcheinen des 
Antragſtellers anordnen. 
(2) Die Angaben über die bisherige Berufstätigkeit des Antragſtellers ſind von ihm auf Ver⸗ 
langen des Landesarbeitsamts durch Arbeitsbeſcheinigungen, Zeugniſſe uſw. zu belegen. 


8 8 

(1), Bei Aufnahme der Beſchäftigung hat der Arbeiter oder Angeſtellte ſein Arbeitsbuch dem 
Unternehmer unverzüglich zu übergeben. In gleicher Weiſe haben in Arbeit befindliche Arbeiter und 
Angeſtellte nach Erhalt des Arbeitsbuches zu verfahren. Der Unternehmer hat das Arbeitsbuch ſorg⸗ 
fältig aufzubewahren. 

(2) Hat ein Arbeiter oder Angeſtellter mehrere Beſchäftigungen für die das Arbeitsbuch eingeführt 
iſt, ſo iſt derjenige Unternehmer zur Aufbewahrung des Arbeitsbuches verpflichtet, bei dem er zuerſt 
beſchäftigt war. Dieſer hat das Arbeitsbuch dem Arbeiter oder Angeſtellten zu Abe wenn und 
ſolange von einem anderen Unternehmer Eintragungen zu machen ſind. 


8 9 

(1) Der T hat den Tag des Beginns und die genaue Art der Beſchäftigung ſowie den 
Tag der Beendigung der Beſchäftigung unverzüglich an der dazu beſtimmten Stelle im Arbeitsbuch 
einzutragen und zu beſcheinigen. Der Senat kann für Beſchäftigungen, die ihrer Art nach oder durch 
den Arbeitsvertrag auf kurze Dauer beſchränkt ſind, abweichende Vorſchriften erlaſſen. 

(2) Anderungen in der Art der Beſchäftigung ſind in das Arbeitsbuch einzutragen, wenn die neue 
Arbeitsverrichtung eine weſentlich andere iſt als die bisherige. 

(8) Jede Wohnungsänderung hat der Arbeiter oder Angeſtellte dem Unternehmer, im Falle der 
Arbeitsloſigkeit dem Landesarbeitsamt anzuzeigen und it von dieſem im Arbeitsbuch zu vermerken. 


8 10 

00 Von allen Eintragungen i im Arbeitsbuch (§ 9) hat der Unternehmer der für den Wohnſitz des 
Arbeiters oder Angeſtellten zuſtändigen Dienſtſtelle des Landesarbeitsamtes auf dem vorgeſchriebenen 
Formblatt Anzeige zu erſtatten. Die Anzeige muß den Namen, Vornamen, Geburtstag und Beruf 
des Beſchäftigten, die Nummer des Arbeitsbuches und die Wohnung enthalten. Der Senat kann an⸗ 
ordnen, daß die Anzeigen über Eintragungen im Arbeitsbuch verſicherungspflichtiger Arbeiter oder 
Angeſtellten mit den Meldungen für die Krankenkaſſe zu verbinden find. 

(2) Die Anzeige des Unternehmers über die erfolgte Eintragung des Arbeitsa n tst LS iſt nicht 
. wenn die ſchriftliche . auf Grund des nen vor⸗ 
1 
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8 11 i 
Andere als die vorgeſchriebenen Eintragungen darf weder der Unternehmer noch der Arbeiter oder 
Angeſtellte in das Arbeitsbuch machen. Andert der Unternehmer eine von ihm gemachte Eintragung, 
ſo hat er dies im Arbeitsbuch zu beſcheinigen. Der Anternehmer darf das Arbeitsbuch und die Ein⸗ 
tragungen in das Arbeitsbuch nicht mit Merkmalen verſehen, die den Arbeiter oder Angeſtellten günftig 
oder nachteilig kennzeichnet. i i 
§ 12 
(1) Über die Richtigkeit oder Notwendigkeit einer Eintragung entſcheidet im Zweifelsfalle unter 
Ausſchluß des Rechtsweges der Leiter des Landesarbeitsamtes. 
(2) Stellt das Landesarbeitsamt fejt, daß unrichtige, unvollſtändige oder unzuläſſige Eintra⸗ 
gungen in das Arbeitsbuch gemacht, Merkmale angebracht oder Eintragungen unterlaſſen worden ſind, 
ſo hat es für die Berichtigung Sorge zu tragen. 


8 13 

(1) Der Unternehmer hat das Arbeitsbuch bei Beendigung der Beſchäftigung dem Arbeiter oder 
Angeſtellten zurückzugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht ſteht ihm an dem Arbeitsbuch nicht zu. Der 
Senat kann jedoch für einzelne Berufszweige anordnen, daß der Unternehmer im Falle einer unberech⸗ 
tigten, vorzeitigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes durch den Arbeiter oder Angeſtellten das Arbeits⸗ 
buch bis zu dem Zeitpunkt zurückbehalten darf, an dem die Beſchäftigung im Falle einer ordnungs⸗ 
mäßigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes enden würde. Beſteht in einem derartigen Falle Streit über 
die Berechtigung zur vorzeitigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes, ſo kann die ſofortige Rückgabe des 
Arbeitsbuches durch einſtweilige Verfügung des Arbeitsgerichts angeordnet werden. 


S 14 
Der Arbeiter oder Angeſtellte hat das Arbeitsbuch, ſolange er es ſelbſt im Beſitz hat, ſorgfältig 
aufzubewahren. 
S 15 ; 
Dem Landesarbeitsamt iſt das Arbeitsbuch auf Verlangen jederzeit vorzulegen oder zu über⸗ 
ſenden. Anderen amtlichen Stellen iſt auf Verlangen Einſicht in das Arbeitsbuch zu gewähren. Der 
Verluſt des Arbeitsbuches iſt unverzüglich dem Landesarbeitsamt anzuzeigen. 


3 § 16 

(1) Hat ein Arbeiter oder Angeſtellter ſein Arbeitsbuch zum Umtauſch abgegeben oder die Aus⸗ 
ſtellung eines neuen Buches beantragt, oder kann er aus ſonſtigen Gründen bei Aufnahme von Arbeit 
ſein Arbeitsbuch nicht vorlegen, jo kann das Landesarbeitsamt vorläufig eine Erſatzkarte ausſtellen. 

(2) Die Erſatzkarte enthält Namen und Vornamen, Geburtstag, Wohnort und Wohnung des 
Antragſtellers ſowie die Nummer des bisherigen Arbeitsbuches. Die Gültigkeit der Erſatzkarte ift zeitlich 
begrenzt. Sie ift ſpäteſtens zu dem in ihr feſtgeſetzten Zeitpunkt der zuſtändigen Dienſtſtelle des Landes- 
arbeitsamtes zurückzugeben. 

(3) Die für das Arbeitsbuch erlaſſenen Beſtimmungen gelten für die Erſatzkarte entſprechend. Die 
Eintragungen des Unternehmers in die Erſatzkarten ſind vom Landesarbeitsamt in das Arbeitsbuch 
zu übertragen. ; 

817 

(1) Wird ein Arbeiter oder Angeſtellter arbeitslos, gibt er ſeine Beſchäftigung auf oder nimmt er 
eine Tätigkeit auf, für die kein Arbeitsbuch erforderlich iſt, ſo hat er ſein Arbeitsbuch der zuſtändigen 
Dienſtſtelle des Landesarbeitsamtes vorzulegen. 

(2) Will er weiter eine Tätigkeit ausüben, für die ein Arbeitsbuch eingeführt iſt, jo bleibt er im 
Beſitz des Arbeitsbuches. SE 

(3) Scheidet er aus dem Kreis der Perſonen, für die ein Arbeitsbuch auszuſtellen iſt, aus, ſo wird 
das Arbeitsbuch durch amtlichen Vermerk geſchloſſen und ihm zurückgegeben. Es kann bei Wiederauf— 
nahme einer Tätigkeit, für die ein Arbeitsbuch vorgeſchrieben iſt, wieder eröffnet werden. 

(4) Im Falle des Todes iſt das Arbeitsbuch dem Landesarbeitsamt zurückzugeben. Die Standes⸗ 
beamten haben von jedem Todesfall einer Perſon über 14 Jahren, den jie beurkunden, dem Landes- 
arbeitsamt Kenntnis zu geben. Die Benachrichtigung hat zu enthalten: Familiennamen (bei Frauen 
auch den Geburtsnamen), Vornamen, Beruf, Geburtsort und Datum, Wohnort, Wohnung und 
Todestag. 


` 
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§ 18 

Das Arbeitsbuch wird koſtenfrei ausgeſtellt. 

S 19 

(J) Iſt ein Arbeitsbuch vollſtändig ausgefüllt, unbrauchbar geworden oder verlorengegangen, ſo 
wird an deſſen Stelle ein neues Arbeitsbuch ausgeſtellt. Das ausgefüllte oder nicht mehr brauchbare 
Arbeitsbuch iſt durch einen amtlichen Vermerk zu ſchließen und dem Arbeiter oder Angeſtellten zurück⸗ 
zugeben. 

(3) Der Verluſt eines Arbeitsbuches iſt glaubhaft zu machen. 

(3) Wird das neue Arbeitsbuch an Stelle eines nicht mehr brauchbaren oder verlorengegangenen 
Arbeitsbuches ausgeſtellt, ſo iſt dies darin zu vermerken. Für die Ausſtellung wird in dieſem Falle 
vom Antragſteller eine Gebühr von 2,— G erhoben. Die Gebühr ift vom Unternehmer einzuziehen, 
wenn die Neuausſtellung auf Umſtände zurückzuführen iſt, die er zu vertreten hat. Iſt der Verluſt 
oder die Unbrauchbarkeit des alten Arbeitsbuches weder vom Unternehmer noch vom Arbeiter oder 
Angeſtellten verſchuldet, ſo kann der Leiter des Landesarbeitsamtes die Gebühr erlaſſen. 

(4) Die Beitreibung der Gebühr erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 


8 20 
Das Landesarbeitsamt hat über die Arbeitsbücher Karteien zu führen. Das Nähere beſtimmt 
der Senat. 
; 821 
Behörden, Träger der algen Fürſorgeverbände, Berufsvertretungen, Organiſationen 
der Wirtſchaft und Unternehmer ſind verpflichtet, den in Vollzug dieſer Verordnung an ſie gerichteten 
Geſuchen der Dienſtſtellen des Landesarbeitsamts zu entſprechen. Die Erſuchen können ſich ſowohl auf 
den einzelnen Fall als auch auf allgemeine Feſtſtellungen beziehen. Amtliche Beſcheinigungen ſind koſten⸗ 
und ſtempelfrei. 
8 22 , 
Der Senat kann Befugniſſe, die ihm auf Grund dieſer Verordnung zuſtehen, auf den Leiter des 
Landesarbeitsamts übertragen. 
- § 23 
(1) Der Leiter des Landesarbeitsamts kann von Unternehmern die Einhaltung der auf Grund 
des § 15 Satz 1 oder des § 21 erlaſſenen Anordnung und von Arbeitern oder Angeſtellten die Ein⸗ 
haltung der auf Grund des § 6 Abſatz 1 Satz 2, § 7 Abſatz 1 Satz 2, § 15 Satz 1 oder des $ 17 
erlaſſenen Anordnung ſowie der Vorſchriften des § 8 Abſatz 1 Satz 1 und 2 durch Zwangsgeld = zu 
150, — G erzwingen. i 
(2) Die Zwangsgelder werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. Sie fließen dem Lan- 
desarbeitsamt zu. 
8 24 
vm Mit Geldſtrafe bis zu 150,— G oder mit Haft wird beftraft, ſofern nicht nach an bebe Straf⸗ 
geſetzen eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt: 

1. wer entgegen den Vorſchriften des § 4 einen Arbeiter oder Angeſtellten beſchäftigt oder ſich 
als Arbeiter oder Angeſtellter beſchäftigen läßt. 

2. wer die vom Landesarbeitsamt verlangten Angaben über ſeine Perſon und ſein Berufsleben 
($ 7) unrichtig oder unvollſtändig macht, 

3. wer als Unternehmer unrichtige Eintragungen in das Arbeitsbuch macht oder es unterläßt, 
unverzüglich die vorgeſchriebenen Eintragungen in das Arbeitsbuch zu machen oder die vor- 
geſchriebenen Anzeigen an das Landesarbeitsamt zu erſtatten ($ 9 ff.), 

4. wer als Unternehmer das Arbeitsbuch oder Eintragungen in das Arbeitsbuch mit unzuläſſigen 
Merkmalen verſieht ($ 11), 

5. wer als Unternehmer das Arbeitsbuch dem Arbeiter oder Angeſtellten unbefugt vorenthält, 

6. wer unbefugt in das Arbeitsbuch Eintragungen macht, 

7. wer vorſätzlich ein für ihn ausgeſtelltes Arbeitsbuch beſeitigt oder unbrauchbar macht. 

(2) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Leiters des Landesarbeitsamts ein. Die 
Zurücknahme des Strafantrags iſt zuläſſig. 


(8) In leichteren Fällen kann der Leiter des Landesarbeitsamts SE bis zu 50,— 
erlaſſen. 


Die Einziehung der Ordnungsſtrafen erfolgt im TTT 
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§ 25 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahr wird beſtraft, ſofern nicht nach anderen Strafgeſetzen eine 
ſchwerere Strafe verwirkt iſt: 
1. wer wiſſentlich von einem für einen anderen ausgeſtellten Arbeitsbuch, als ob es für ihn 
ausgeſtellt wäre, Gebrauch macht, 
2. wer ein für ihn ausgeſtelltes Arbeitsbuch einem anderen zum Gebrauch überläßt, 
3. wer unbefugt mehrere Arbeitsbücher ſich ausſtellen läßt oder führt. 


§ 26 
Wer vorſätzlich entgegen den Vorſchriften des § 5 Arbeitsbücher oder ähnliche Ausweiſe ausſtellt, 
wird mit Gefängnis und Geldſtrafe oder einer dieſer Strafen beſtraft. 


8 27 
Der Senat erläßt die erforderlichen Verordnungen zur Durchführung und Ergänzung dieſer Ber- 
ordnung. 
$ 28 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1938 in Kraft. 


Danzig, den 1. Juni 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
5/38 Greiſer Huth 


86 Verordnung 
über die Anderung der Gewerbeordnung. 
i Vom 1. Juni 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 79 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Verlängerungsgeſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. 
S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

(1) Die Së 107 bis 112 der Gewerbeordnung über Arbeitsbücher für Minderjährige fallen weg. 

(2) Im 8 114 der Gewerbeordnung fallen die Worte „die Eintragung in das Arbeitsbuch und“ 
weg. 

(3) Der § 114 a Abſatz 4 der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 

„Die Eintragungen in die Lohnbücher oder Arbeitszettel dürfen nicht mit einem Merk— 
mal verſehen ſein, das den Inhaber günſtig oder nachteilig zu kennzeichnen bezweckt. Die Ein⸗ 
tragung eines Urteils über die Führung oder die Leiſtungen des Arbeiters und ſonſtige durch 
dieſes Geſetz nicht vorgeſehene Eintragungen oder Vermerke ſind unzuläſſig.“ 

(4) Im $ 123 Abſatz 1 Ziffer 1 der Gewerbeordnung fallen die Worte: „Arbeitsbücher oder“ 
weg. i 
(5) Im $ 127e Abſatz 1 der Gewerbeordnung fällt der letzte Satz: „Den Grund der Auflöſung 

hat der Lehrherr in dem Arbeitsbuch zu vermerken“ weg. 

(6) Der $ 146 Abſatz 1 Ziffer 3 der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 

„1. Gewerbetreibende, die dem 8 113 Abſatz 3 oder dem 8 114 a Abſatz 4 zuwiderhandeln.“ 
(7) Der $ 150 Abſatz 1 Ziffer 1 der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 

„2. Wer der Beſtimmung des $ 106 zuwider einen Arbeiter in Beſchäftigung nimmt oder 

behält.“ 

Im 8 150 Abſatz 1 Ziffer 2 fällt das Wort „Arbeitsbücher“ weg. Der $ 150 Abſatz 1 Ziffer 3 
fällt weg. 
Artikel II 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 1. Juni 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig a 
W 5/38 Greifer Huth 88 
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87 Anordnung 
über die Befreiung von Eintragungen gelegentlicher Dienſtleiſtungen im Arbeits buch. 
S Vom 1. Juni 1938. 


Auf Grund des § 9 Abſ. 1 Satz 2 der Verordnung über die Einführung eines Arbeitsbuches 
vom 1. Juni 1938 (G. Bl. S. 159) wird folgendes angeordnet: 

Gelegentliche Dienſtleiſtungen oder Beſchäftigungen gegen geringfügiges Entgelt ſind vom Unter⸗ 
nehmer in das Arbeitsbuch nicht einzutragen, ſoweit es ſich um vorübergehende Dienſtleiſtungen 
handelt s 

1. von Perſonen, die ſonſt berufsmäßige Lohnarbeit verrichten, wenn ſie während vorüber⸗ 
gehender Arbeitsloſigkeit nur gelegentlich, insbeſondere zur gelegentlichen Aushilfe ausgeführt 
werden und auf höchſtens 3 Arbeitstage entweder nach der Natur der Sache beſchränkt zu 
ſein pflegen oder im voraus durch Arbeitsvertrag beſchränkt ſind, 

2. von Perſonen, die ſonſt keine berufsmäßige Lohnarbeit verrichten, wenn ſie zwar in regelmäßi⸗ 
ger Wiederkehr aber nur nebenher und gegen einen geringfügigen Entgelt ausgeführt werden, 
wobei als geringfügig ein Entgelt gilt, wenn es für den Lebensunterhalt während des Zeit⸗ 
raumes, innerhalb deſſen die Beſchäftigung in regelmäßiger Wiederkehr ausgeübt wird, nicht 
weſentlich iſt; 

3. von Berufsarbeitern, wenn fie während des Beſtehens eines regelmäßigen, verſicherungspflich⸗ 
tigen oder nach den SS 169 bis 174 R. V. O. verſicherungsfreien Arbeitsverhältniſſes zu einem 
beſtimmten Arbeitgeber für andere Arbeitgeber, nebenher, gelegentlich oder in regelmäßiger 
Wiederkehr ausgeführt werden, 

d. zur ſchneunigen Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen, bei Verheerungen durch Naturereigniſſe, bei 
Verkehrs⸗ oder Betriebsſtörungen und dergl., ſofern die Dienſtleiſtungen vorausſichtlich 
höchſtens 3 Arbeitstage dauern werden. 

Die Verpflichtung zum Beſitz des Arbeitsbuches auch in dieſen Fällen wird hierdurch nicht berührt. 


Danzig, den 1. Juni 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W 5/38 Greifer Huth 


nR T Aliot, Igi | Anordnung 
be: die Verbindung von Arbeitsbuchanzeigen und Krankenkaſſenmeldungen. 
Vom 1. Juni 1938. 


Auf Grund des § 10 Abſ. 1 Satz 3 der Verordnung über die Einführung eines Arbeitsbuches 
vom 1. Juni 1938 (G. Bl. S. 159) wird folgendes angeordnet: 

1. Die Anzeigen von Eintragungen im Arbeitsbuch über die Beendigung der Beſchäftigung 
von Arbeitern und Angeſtellten, die zur Mitgliedſchaft bei Orts⸗, Land⸗ oder Innungs⸗ 
krankenkaſſen verpflichtet ſind, ſind künftig zuſammen mit den SE für die Kranken⸗ 
verſicherung an die Krankenkaſſe zu richten. 

2. Für Arbeitsbuchanzeigen ſind in dieſen Fällen Vordrucke nach Mufter zu verwenden. (Für 
Ortskrankenkaſſen roſa, für Landkrankenkaſſen dunkelgrün, für Innungskrankenkaſſen dunkel⸗ 
blau). Die Meldungen müſſen in zwei gut lesbaren Stücken eingereicht werden. Das zweite 
Stück gilt als Anzeige über die Eintragung im Arbeitsbuch. Unternehmer, die von der 
Krankenkaſſe eine Meldebeſtätigung zu erhalten wünſchen, haben ein drittes Stück beizufügen, 
(mit freigemachtem Umſchlag, falls Rückſendung durch die Poſt gewünſcht wird). 

3. Die Krankenkaſſe hat die Arbeitsbuchanzeigen auf ihre Vollſtändigkeit und Lesbarkeit hin zu 
prüfen. Nicht oder unvollſtändig ausgefüllte und unleſerliche Anzeigen hat ſie zunächſt den 
Unternehmern zur Berichtigung zurückzugeben. Die ordnungsgemäß ausgefüllten Anzeigen 
ſind unverzüglich an das Landesarbeitsamt weiter zu leiten. 


Danzig, den 1. Juni 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W 5/38 Greiſer Huth 
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89 Anordnung 
über das Zurückbehaltungsrecht am Arbeitsbuch zur Verhinderung rechtswidriger Löſungen 
von Arbeitsverhältniſſen. 
Vom 1. Juni 1938. 


Auf Grund des § 13 Abſ. 1 Satz 3 der Verordnung über die Einführung eines Arbeitsbuches 
vom 1. Juni 1938 (G. Bl. S. 159) wird folgendes angeordnet: 

Im Falle einer unberechtigten, vorzeitigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes durch den Arbeiter 
oder Angeſtellten, kann der Unternehmer das Arbeitsbuch) bis zu dem Zeitpunkte, in dem die Be- 
ſchäftigung im Falle einer ordnungsmäßigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes enden würde, in folgenden 
Berufszweigen zurückbehalten: 

1. In der Eiſen⸗ und Metallwirtſchaft; 
2. im Baugewerbe; 
3. bei ſämtlichen in der Landwirtſchaft als Melker, Knechte, Landhelfer, Freiarbeiter, De⸗ 
putanten, Haus⸗, Land- oder Melkmädchen tätigen Perſonen; 
. bei allen im Gaſtſtättengewerbe beſchäftigten männlichen und weiblichen Perſonen; 
. bei allen in häuslichen Dienſten tätigen weiblichen Perſonen. 


A 


g1 


Danzig, den 1. Juni 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W 5/38 . Greifer Huth 
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